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THURGAUER

FREISINN
Wir machen den Thurgau stark!

Handwerk mit Perspektiven
Brücke zwischen Tradition und Innovation

Wir machen den Thurgau stark!
Sina Pulfer-Hetzel, Handwerkerin aus Leidenschaft.

Foto: Martin Bruhin
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Liebe Freisinnige
Dieser Tage bereitet es mir besondere Freude, ein 
Freisinniger zu sein! Erstens hat unser Bildungs-
papier mit den 17 Forderungen ein gewaltiges Echo 
ausgelöst und endlich die notwendigen Diskussionen 
zu den Fehlentwicklungen in der Volksschule aus-
gelöst. Empört waren nur ein paar Linke, was heisst, 
dass wir richtig liegen. Jetzt müssen wir aber dran-
bleiben und das Thema weiter besetzen. Gefordert 
sind dazu auch die Kantonalparteien. Zweitens wur-
de am 18. August im Kanton Schaffhausen unser bis-
heriger Regierungsrat Martin Kessler mit dem besten 
Resultat wiedergewählt. Dazu haben wir der SP mit 
der Neuwahl von Marco Montanari einen Sitz abge-
luchst. Danke FDP Schaffhausen – bien fait! Und 
herzliche Gratulation.

Am 22. September stimmen wir ab über die ex-
treme Biodiversitätsinitiative. Ebenso haben die 
Schweizerinnen und Schweizer die Möglichkeit, 
ein Bekenntnis für den Erhalt unseres international 
einzigartigen Dreisäulensystems abzugeben. 

NEIN zur extremen Biodiversitätsinitiative
Einmal mehr sprechen wir über eine Vorlage mit be-
rechtigtem Anliegen, jedoch unverhältnismässigen 
Massnahmen. Nicht nur würde eine Gesamtfläche von 
der Grösse der Kantone Bern, Freiburg, Neuenburg 

und Solothurn zu praktisch unantastbarem Schutzge-
biet. Ebenso verletzt die Initiative föderalistische 
Grundsätze, ganz zu schweigen von der Verlängerung 
der Baubewilligungsverfahren. Darüber hinaus stehen 
die Forderungen im Widerspruch zu den Energiezie-
len der Schweiz, denn bei einem Ja würde der mit dem 
Stromgesetz soeben beschlossene beschleunigte Aus-
bau der Erneuerbaren verunmöglicht. 

Modernisierung der zweiten Säule: Frauen und 
Teilzeitbeschäftigte profitieren
Bei der Finanzierung der Altersvorsorge hat die FDP 
drei Grundsätze: Nachhaltige Finanzierung, 
Abschaffung der Quersubventionierungen von Jung 
zu Alt, Ausgewogenheit der Massnahmen. Die BVG-
Vorlage ist ein gelungener Kompromiss: Die Bundes-
versammlung konnte sich auf eine Senkung der Ein-
trittsschwelle einigen und für deutlich mehr Men-
schen einen Zugang zur zweiten Säule ermöglichen. 
Wer bis anhin nicht versichert war, wird zukünftig 
auch im Todesfall oder bei Invalidität abgesichert 
sein. Teilzeitarbeitende oder Menschen mit tiefen 
Einkommen werden von deutlichen Verbesserungen 
profitieren, ebenso Mehrfachbeschäftigte vom neuen 
prozentualen Koordinationsabzug. Einigen konnte 
man sich auch zu den Ausgleichsmassnahmen für 

Übergangsgenerationen und zu den verbesserten 
Lohnabzügen für Beschäftigte ab 45 Jahren. Am 22. 
September haben wir es in der Hand, die Renten für 
viele Menschen und insbesondere für Frauen zu ver-
bessern!

SP & Co: Im Zweifelsfall steht Klassenkampf 
vor Gleichstellung
Gewerkschaften, SP und Grüne bekämpfen die 
BVG-Reform via Referendum. Ihr immerwährender 
Klassenkampf lässt es ihnen offenbar nicht zu, den 
vernünftigen und zielführenden Kompromiss mitzu-
tragen. Ebenso droht die SP-Parteispitze bereits da-
mit, die Individualbesteuerungsinitiative der FDP 
abzuschiessen, ein herber Schlag für die Gleichstel-
lung der Frauen in der Schweiz. Beide Vorhaben bie-
ten die einmalige Chance für reale Verbesserungen 
und handfeste Fortschritte bei Gleichstellung und 
Chancengleichheit. Die Linken betreiben lieber ihre 
ideologiegetriebene Partei- und Machtpolitik weiter. 

Ihr Thierry Burkart
Präsident FDP.Die Liberalen Schweiz
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Thurgau • Wahlen

Gabriel Macedo ist topmotiviert, sich weiterhin für einen Thurgau, in dem sich 
alle frei einbringen und verantwortungsvoll entfalten können, einzusetzen.
Die Mitglieder der FDP.Die Liberalen Thurgau haben den Amriswiler mit 
grossem Applaus für weitere vier Jahre als Präsident gewählt. Das Vize-
präsidium bilden Harry Stehrenberger (bisher) und Philipp Gemperle (neu).
Das Fraktionspräsidium übernimmt neu Thomas Leu.

Die bisherige Vizepräsidentin Martina Pfi � ner 
Müller möchte sich neben ihrer Tätigkeit als 
selbstständige Unternehmensberaterin und Kan-
tonsrätin auf ihre neue, zeitintensive Aufgabe als 
Mitglied der Geschäftsprüfungs- und Finanz-
kommission (GFK) des Kantons Thurgau konzen-
trieren. Sie wurde an der kantonalen Mitglieder-
versammlung mit grossem Lob für ihre Verdiens-
te aus der Parteileitung verabschiedet. In ihre 
Fussstapfen tritt Philipp Gemperle. Der Romans-
horner ist Kommunikationsberater, Teilhaber und 
Geschäftsleitungsmitglied eines St. Galler KMU-
Betriebes. Philipp Gemperle ist 38 Jahre alt und 
war als Präsident der FDP des Bezirks Arbon bis-
her von Amtes wegen Mitglied der erweiterten 
Parteileitung. Zweiter Vizepräsident ist wie bisher 
Harry Stehrenberger. 

Fraktionspräsident Anders Stokholm ist neu 
zum Präsidenten der Schweizerischen Gemeinnüt-
zigen Gesellschaft gewählt worden. Der Frauen-
felder Stadtpräsident hat deshalb nach 12 Jahren 

engagierter Mitarbeit im Grossen Rat des Kantons 
Thurgau seinen Rücktritt als Kantonsrat und Frak-
tionspräsident eingereicht. Die Würdigung von 
Anders Stokholm erfolgt im nächsten  «Freisinn». 
Seine Nachfolge im Kantonsrat übernimmt ab
Oktober der Stettfurter Markus Bürgi (mehr auf 
Seite 7). Das Fraktionspräsidium wird neu von 
Thomas Leu geführt. Das Fraktionspräsidium ist 
wie das Präsidium der Jungfreisinnigen von Am-
tes wegen Mitglied des Parteileitungsausschusses. 
Der Parteileitungsausschuss mit Gabriel Macedo, 
Philipp Gemperle, Harry Stehrenberger, Enrique 
Castelar und Thomas Leu (ab Oktober 2024)
kümmert sich zusammen mit Unterstützung von 
Geschäftsführerin Marie-Theres Brühwiler um 
die operative Führung der Partei. Der erweiterten 
Parteileitung gehören weiter an: Kris Vietze,
Nationalrätin; Walter Schönholzer, Regierungsrat; 
Paul Roth, Staatsschreiber; Rebecca D’Antuono, 
Finanzen sowie die Bezirkspräsidenten Giovanni 
Crupi, Stefan Hanselmann und Andreas Opprecht. 

Motiviert in die nächste Legislatur

Frischer Wind in der Parteileitung

Editorial

Geschätzte Freisinnige
Der Thurgau steht vor einer neuen fi nanzpoliti-
schen Ära – und wir Freisinnige sind bereit, die 
Weichen zu stellen. Ich freue mich darauf, mit
Ihnen gemeinsam die Freiheit zu verteidigen und 
die Zukunft zu gestalten. Freiheit bedeutet für uns 
nicht nur das Recht auf Selbstbestimmung, sondern 
auch die Verpfl ichtung, Verantwortung zu über-
nehmen. Denn Freiheit ohne Verantwortung ist 
bloss Anarchie – und das überlassen wir gerne
anderen.

In Zeiten von globalen Umbrüchen, in denen 
Bürokratie und Bevormundung auf dem Vor-
marsch sind, bleibt unsere Antwort klar: weniger 
Staat, mehr Eigeninitiative. Wir glauben daran, 
dass die besten Ideen aus der Mitte der Gesell-
schaft kommen – nicht aus den Amtsstuben.
Deshalb setzen wir auf das unternehmerische 
Potenzial und die Innovationskraft jedes Einzel-
nen. Und wir wissen, dass Wachstum und Wohl-
stand nur durch einen schlanken, aber starken Staat 
möglich sind, der den Mut hat, sich zurückzuneh-
men, wenn nötig.

Unsere Partei ist für die kommende Legislatur 
bestens gerüstet. Mit frischen Köpfen und bewähr-
ten Kräften gehen wir entschlossen ans Werk.
Philipp Gemperle bringt als neuer Vizepräsident 
frischen Wind in unsere Reihen. Unterstützt von 
Harry Stehrenberger und unserem engagierten 
Fraktionspräsidenten Thomas Leu sind wir bereit, 
den Thurgau voranzubringen.

Unser Motto: Freisinn leben, Chancen nutzen, 
Tradition und Zukunft vereinen. Wir stehen ein für 
eine Politik, die den Menschen mehr zutraut und 
weniger regelt, die Fortschritt ermöglicht und die 
Freiheit verteidigt.

Doch Politik ist keine Einbahnstrasse – sie lebt 
von der Beteiligung. Deshalb rufe ich Sie auf:
Bringen Sie sich ein, seien Sie unbequem, fordern 
Sie uns heraus! Gemeinsam können wir den Thur-
gau zu einem Leuchtturm liberaler Politik machen. 
Einem Kanton, der zeigt, wie Freiheit und Fort-
schritt Hand in Hand gehen.

Lassen Sie uns gemeinsam mutig voranschreiten.

Gabriel Macedo, Parteipräsident
Oben von  links: Gabriel Macedo, Philipp Gemperle, Harry Stehrenberger
Unten von  links: Thomas Leu, Enrique Castelar und Marie-Theres Brühwiler 



Nr. 3 | 6. September 20244

Thurgau • Unser Handwerk macht den Thurgau stark

Experimentieren, Wissen erlangen, Architektur und Handwerk innovativ gemeinsam weiterbringen:
Der im 15. Jahrhundert erbaute herrschaftliche Landsitz «Freisitz» in Tägerschen etabliert sich als Ort der Vernetzung 
für den Umgang mit historischer Bausubstanz und neuen Technologien. Zu den Möglichmachern gehört
das Weinfelder FDP-Mitglied Reto Kradolfer. 

Der «Freisitz» in Tägerschen ist ein herrschaftlicher 
Landsitz mit langer Geschichte. Im 15. Jahrhundert 
erbaut, steht das stattliche Haus dank weitsichtigen 
Persönlichkeiten aus dem Thurgau für eine neue 
innovative Nutzung. «Handwerk tri� t Hochschule», 
lautet das  Credo und wird im Werkhaus «Freisitz» 
in ganz unterschiedlichen Facetten gelebt. 

Attraktiver werden
Reto Kradolfer, Inhaber der Kradolfer GmbH, ist 
überzeugt: «Handwerk hat goldenen Boden und 
macht glücklich.» Gleichwohl blieben aber viele 
Lehrstellen unbesetzt. «Wir wollen nicht, dass tradi-
tionelles Handwerk vom Aussterben bedroht ist. 
Denn die künstlerischen, kulturellen und sozialen 
Werte des immateriellen Kulturerbes haben die 
Menschen über Jahrtausende entscheidend geprägt 
und weiterentwickelt», so FDP-Mitglied Reto Kra-
dolfer. Stehenbleiben sei keine Option. Gemeinsam 
mit weiteren Thurgauer Persönlichkeiten will er Tra-
ditionelles in eine prosperierende Zukunft führen. 

Können und Wissen
Das Handwerk müsse sich reformieren. «Aber 
auch das Architekturstudium hat in der aktuellen 

Form kaum Zukunftschancen.» Das Rezept 
scheint einfach. «Es muss uns gelingen, Bache-
lors und Lehrabgänger zusammenzubringen.» Im 
«Werkhaus Freisitz» erhalten interessierte Hand-
werksbetriebe vom Gipser bis zum Zimmer-
mann, von der Küchenbauerin bis zum Heizungs-

installateur oder von der Restauratorin bis zum 
Schreiner eine Plattform für Kooperation und 
Austausch. Ebenso steht die Plattform Planungs- 
und Architekturbüros o� en. Dank Kooperatio-
nen mit kantonalen Bildungsorganisationen wie 
der Pädagogischen Hochschule oder dem ge-
werblichen Bildungszentrum entstehen einmali-

Innovativer Gipser
Das Leistungsangebot 
der Kradolfer GmbH
Gipserhandwerk im Her-
zen von Weinfelden 
wurde in den vergange-
nen Jahren kontinuier-
lich und umsichtig wei-
terentwickelt. Aktuell 

ist das von Reto Kradolfer geführte Traditions-
unternehmen in drei Geschäftsfeldern tätig: In 
Ergänzung zu den gängigen Gipserarbeiten ist 
das Unternehmen spezialisiert auf die Restau-
rierung von historischen Stuck- und Verputz-
arbeiten sowie auf ornamentale und deko-
rative Oberfl ächen. Reto Kradolfer lebt den 
Fortschritt und gilt in der Branche als Vorreiter. 
Im Beratungsraum  «eiszueis» werden Oberfl ä-
chen aus Gips, Kalk und Lehm für die Kund-
schaft als Bauwerkstoff sicht- und erlebbar. 
Das  «eiszueis» steht auch als Event-Location 
für private und geschäftliche Veranstaltungen 
zur Verfügung.

Handwerk trifft Hochschule
Synergien zwischen Tradition und Innovation

Reto Kradolfer mit den Plänen zum Werkhaus Freisitz.

«Handwerk hat 
goldenen Boden und 

macht glücklich.»
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Thurgau • Unser Handwerk macht den Thurgau stark

Vermarktung – Bewirtschaftung

Bewertung – Beratung
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Anzeige

Der Verein
Der Verein «Werkhaus Freisitz» bietet Fachrefera-
te, Gespräche und Führungen für alle am hochwer-
tigen Handwerk interessierten Personen an. Die 
Räume des historischen Gebäudes können für An-
lässe, Veranstaltungen und Sitzungen gemietet 
werden. Der Verein «Werkhaus Freisitz» nutzt das 
Erdgeschoss und das erste Obergeschoss als Ate-
lie r. In Kursen und Vorträgen werden in Zusam-
menarbeit mit den Verbänden des Handwerks und 
der Architektur traditionelles und experimentelles 
Wissen und Können vermittelt. 

Das Haus «Freisitz»
Das stattliche Haus ist um 1438 erstellt worden. 
Bis 1871 diente das Gebä ude als Statthalterei und 
Gerichtsgebä ude des Bezirks Tobel. Im 20. Jahr-
hundert waren eine Stickerei und später eine Sen-
nerei eingebaut. Die Denkmal Stiftung Thurgau hat 
die historisch bedeutungsvolle Liegenschaft 2013 
mit Hilfe von Kanton und Gemeinde gekauft.

FDP-Mitglieder stehen für hochwertiges Handwerk Sina Pulfer-Hetzel ist  selbstständige Parkettlege-
rin. Für die 29-Jährige war immer klar: «Mit den 
Händen etwas Sichtbares zu erschaffen, ist erfül-
lend.» Seit acht Jahren führt sie ihr eigenes Ge-
schäft und freut sich immer wieder aufs Neue, 
wenn ihre Arbeit sichtbar ist und die von ihr und 
ihrem kleinen Team restaurierten Holzböden auch 
ihre Kundschaft glücklich machen. Dass sie in 
einer Männerwelt arbeitet, ist für die Präsidentin 
der FDP.Die Liberalen Steckborn-Untersee nichts 
Neues. Bereits in der Berufsschule war sie die ein-
zige weibliche Lernende. Sina Pulfer-Hetzel macht 
keinen Hehl daraus, dass sie am liebsten jeden Tag 
auf einer Baustelle wäre. «Ich bedaure, dass der 
Aufwand für administrative Arbeiten aufgrund zu-
nehmender Bürokratie deutlich zunimmt.» Da-
gegen müsse die Politik kämpfen. «Auch deshalb 
bin ich in der FDP», sagt die Chefi n der auf Restau-
rierungen spezialisierten Hetzel GmbH. 

ge Netzwerke. Das Werkhaus Freisitz ist der Ort, 
wo die Weitergabe des Wissens, die Ausübung 
des meisterlichen Könnens und das künstlerische 
Scha� en gelebt und aufgebaut werden. «Dank 
diesem Fundament wird die Zukunft der traditio-
nellen Bauhandwerke gefördert», führt Reto 
Kradolfer aus.

Handwerk trifft Hochschule 
Das Projekt  «Walz 4. 0» stellt eine innovative Brücke 
zwischen Vergangenheit und Zukunft dar. Im Mittel-
punkt stehen Synergien zwischen Tradition und In-
novation, die Förderung interdisziplinärer Bildung 
und Forschung, die Entwicklung nachhaltiger Bau-
konzepte und Technologien, die Stärkung des grenz-
überschreitenden Fachkräfteaustausches sowie die 
Erweiterung der berufl ichen und persönlichen Kom-
petenzen und Perspektiven. Entstanden ist in den 
letzten Monaten eine intensive Zusammenarbeit mit 
der Fakultät Bauingenieurwesen und der Fakultät 
Architektur und Open Innovation Lab der Hoch-
schule Technik, Wirtschaft und Gestaltung Kons-
tanz (HTWG). Ziel ist es, Synergien zu scha� en für 
die Co-Kreation von neuem, fach- und sektorüber-
greifendem Wissen für die Gestaltung eines nach-
haltigen und zukunftsfähigen Bausektors. Zudem 
zielt das Projekt darauf ab, Planerinnen und Planer, 
Handwerkerinnen und Handwerker zu anpassungs-
fähigen «Baumeisterinnen und Baumeiste rn» der 
Zukunft auszubilden. Damit diese den kommenden 
Herausforderungen und Ansprüchen wie etwa dem 
Klimawandel oder der Digitalisierung im Bausektor 
gewachsen sind. Handwerk sei mehr als Produkt und 
Dienstleistung, denn es vereine Kultur, Soziales und 
Wirtschaft, weiss Reto Kradolfer. 

Marie-Theres Brühwiler

Das Werkhaus Freisitz.
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Mit 276 Spitälern leistet sich die Schweiz ein teures Gesundheitssystem.
Viele renommierte Häuser kämpfen mit tiefroten Zahlen. Weshalb blieb die 
Thurgauer Spitallandschaft bisher von Verlusten verschont? Carlo Parolari, 
Verwaltungsratspräsident thurmed AG/Spital Thurgau AG, ordnet ein. 
Viele Schweizer Spitäler verzeichnen  seit Jahren 
deutliche Verluste. Weshalb?
Carlo Parolari. Es ist in der Tat so, dass in den 
letzten Jahren nur noch ganz wenige Spitäler einen 
EBITDAR von 10% erreicht haben. Das Erreichen 
dieser Finanzkennzahl ist notwendig, damit ein 
Spital nachhaltig unterwegs sein und die künftigen 
Investitionen selber tätigen kann. Die wesentlichen 
Gründe für die zunehmenden Verluste sind einer-
seits überproportional gestiegene Personalkosten 
(Fachkräftemangel, Pfl egeinitiative), Energiekos-
ten und Medikamentenpreise, auf der Ertragsseite 
andererseits nicht mehr kostendeckende Tarife.

Steuern wir auf eine generelle Spitalkrise zu? 
C.P. Wir sind bereits mittendrin! Wenn nicht viele 
Kantone und Gemeinden die Spitäler zum Teil 
massiv subventionieren würden, wären etliche 
Häuser längst im Konkurs. Die thurmed-Gruppe 
steht da vergleichsweise ausgezeichnet da. Wir 
zahlen dem Kanton sogar Dividenden und Steuern 
und haben schweizweit fast die tiefste Abgeltung 
der gemeinwirtschaftlichen Leistungen.

Leistet sich die Schweiz zu viele Spitäler (276)?
C.P. Die Spitaldichte in der Schweiz ist eindeutig 
zu hoch. Eine Flurbereinigung wäre längst erfolgt, 
wenn der Markt spielen würde. Weil die Kantone 
und Gemeinden aber immer wieder stützend ein-
greifen, verzögern sich die Korrekturen. Ich bin 
überzeugt, dass die Spitallandschaft in zehn Jahren 
deutlich anders aussehen wird als heute. Aufgrund 
der heutigen Mobilität und künftig wohl zuneh-
mend auch der Telemedizin wird nicht mehr jedes 
Spital das ganze Behandlungsspektrum anbieten 
können und müssen. Viele Regionalspitäler werden 
verschwinden oder zumindest deutlich einge-
schränkte Behandlungsangebote haben.

Gegensteuer mit mehr ambulanten Behandlungen 
und Digitalisierung?
C.P. Die zunehmende Verlagerung von stationären 
zu ambulanten Behandlungen ist sehr zu begrüs-
sen. Das Problem ist, dass gerade die ambulanten 
Tarife heute vielfach nicht kostendeckend sind. Da 
sind Korrekturen notwendig.

Die Digitalisierung im Gesundheitsbereich ist 
einer der wichtigsten strategischen Schwerpunkte 
der Zukunft. Hier liegt noch sehr viel Potenzial 
brach, allerdings sind auch die Investitionen und 
die Risiken gewaltig. Und wir dürfen bei aller tech-
nischen Aufrüstung nie vergessen, dass im Zent-
rum stets unsere Patientinnen und Patienten und 
die Gesundheitsversorgung unseres Kantons ste-
hen.

Kann man noch mehr sparen? Wie sähe denn die 
optimale Spitallandschaft aus?
C.P. Wir sind permanent am Optimieren der Pro-
zesse und versuchen überall, die Kosten tief zu hal-
ten. Ein grosses Problem ist die Anspruchshaltung 
der Patientinnen und Patienten:  Jeder will die beste 
medizinische Behandlung in nächster Nähe, jeder-
zeit und rund um die Uhr – schliesslich zahlen sie 
ja hohe Prämien dafür. Hier wird mittelfristig wohl 
ein Umdenken einsetzen müssen.

Wenn man auf der grünen Wiese planen könnte, 
gäbe es einen vollintegrierten Behandlungspfad: 
von der Prävention und Beratung über eine nieder-
schwellige Erstversorgung, dann die Hausärzte, die 
Notfallaufnahmen, regionale Gesundheitszentren, 
Zentrums- und Universitätsspitäler, Einrichtungen 
für die Übergangspfl ege, Rehabilitationszentren 
bis hin zu den Pfl egeheimen und palliativen Ein-
richtungen. Diese durchgehende Integration ist 
heute leider bei weitem noch nicht erreicht. 

In der Spitallandschaft Schweiz gäbe es nur noch 
vier Universitätsspitäler, die hochspezialisierte und 
spezialisierte Medizin anbieten sowie vielleicht 
zwölf Zentrumsspitäler mit einem massgeschnei-
derten Angebot sowie regionale Gesundheitszent-
ren mit Hausärzten und Spezialisten als Anlauf-
stellen. 

Was macht die thurmed AG besser als andere?
C.P. Unser grosser Vorteil ist, dass wir seit 25 Jah-
ren als privatrechtliche Aktiengesellschaft sehr 
unternehmerisch im Markt agieren können. Da-
durch sind wir nicht in politische Prozesse einge-
bunden und können viel schneller, kostengünstiger 
und e�  zienter agieren. Ein wesentlicher Vorteil ist 
zweifellos auch, dass wir innerhalb des Konzerns –
die thurmed-Gruppe umfasst mittlerweile fast
20 Gesellschaften – Synergien und Skalene� ekte 
nutzen können. Aber auch wir verlieren kontinuier-
lich an Flughöhe, einfach langsamer als fast alle 
anderen. Wenn  sich auf der Tarifseite nicht bald 
wesentliche Verbesserungen ergibt, wird es auch 
bei uns zunehmend enger werden.

Interview Marie-Theres Brühwiler

Thurgau • Gesundheit

Carlo Parolari, Verwaltungspräsident
der thurmed AG/Spital Thurgau AG

Spitäler schweizweit in der Krise.

Und im Thurgau?
Interview mit Carlo Parolari, Verwaltungsratspräsident thurmed AG/Spital Thurgau AG
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Thurgau • Fraktion

Für einen freiheitlichen Thurgau der Chancen.
Mit Vollgas in die neue Legislatur.

Für eine gerechte und wirtschaftsfreundlichere 
Besteuerung, für nachhaltige Weichenstellun-
gen statt übertriebenem Aktionismus: Der Start 
in die neue Legislatur ist geglückt. An ihrer 
Auftaktklausur haben die 17 FDP-Kantonsrä-
tinnen und FDP-Kantonsräte die Schwerpunkt-
themen für die nächsten Monate festgelegt. 
Die Fraktion steht hinter der Abscha� ung der Lie-
genschaftssteuer. Damit soll die Doppelbesteue-
rung – wie sie nur noch in den wenigsten Kantonen 
zur Anwendung kommt – im Thurgau ab 2029 Ge-
schichte sein. Nach acht Jahren mit zum Teil sehr 

hohen Überschüssen schliesst die Staatsrechnung 
2023 des Kantons Thurgau erstmals und wie er-
wartet mit einem Verlust ab. Zu denken  geben der 
deutlich gestiegene Personalaufwand und der mit 
minus 112 Prozent tiefe Selbstfi nanzierungsgrad. 
Das vorerst einmalig schlechte Ergebnis ist für die 
FDP-Fraktion kein Grund für eine überstürzte 
Steuererhöhung. 

Investitionsstau vermeiden, zukunftsorientiert 
planen, nachhaltig wirtschaften: Die FDP-Fraktion 
begrüsst, dass der Regierungsrat verantwortungs-
bewusst mit den Finanzen umgeht und dem Gros-

sen Rat die Finanzstrategie 2024 –2028 vorlegt. 
Der Regierungsrat ist aufgefordert, bei der Planung 
der Investitionen mit Augenmass, aber auch mit 
Zuversicht vorzugehen. Notwendige langfristige 
Infrastrukturprojekte dürfen nicht aus Spargrün-
den gefährdet werden. 

Erfolgreiche Vorstösse
Bevor sich die neu zusammengesetzte Fraktion an 
ihrer samstäglichen Klausur mit der Gegenwart 
und der Zukunft befasste, machten die FDP-Kan-
tonsrätinnen und Kantonsräte einen Realisierungs-
check der Vorstösse der vergangenen Legislatur. 
Diese brachte es deutlich zu Tage: Eine Mehrheit 
der von der FDP-Fraktion in den letzten vier Jahren 
lancierten Vorstösse waren erfolgreich und bringen 
den Thurgau weiter. 

Bürokratie drosseln – Effizienz steigern
80 politische Gemeinden, 87 Schulgemeinden,123 
Wasserversorgungskörperschaften und 88 Elektri-
zitätsversorgungsunternehmen: Wie kann der Fö-
deralismus gestärkt, die E�  zienz bei Gemeinden 
und Körperschaften gesteigert und dem Fachkräf-
temangel in kleineren Gemeinden und Körper-
schaften entgegengetreten werden? Die FDP-Frak-
tion wird sich in den kommenden Monaten intensiv 
mit diesem Thema befassen. 

Vorstösse der letzten Wochen 

Motion  u. a. eingereicht von Michèle Strähl «Ge-
richtskostenreduktion bei Begründungsverzicht»; 
Einfache Anfrage von Andreas Opprech t: «Bald 
keine Poststellen mehr im Thurgau?»; Einfache 
Anfrage u. a. eingereicht von Martina Pfi ffner 
Mülle r: «Private Spitex-Anbieter erwirtschaften 
Dividenden auf Kosten von Kanton und Gemein-
den»; Interpellation u. a. eingereicht von Andreas 
Opprech t: «Kriminelle Clan-Strukturen im Kanton 
Thurgau»; Einfache Anfrage eingereicht von
Michèle Sträh l: «Haben wir bald Thurgauer Poli-
zisten ohne Schweizer Pas s?»; Interpellation von
Gabriel Maced o: «Wirkung des kantonalen Fi-
nanzausgleichs»; Interpellation u. a. eingereicht 
von Dean Kradolfe r: «Gewährleistung von Bar-
geldzahlungen in kantonalen Einrichtungen»; 
Interpellation u. a. eingereicht von Daniel Eugster 
und Attila Wohlra b: «Handlungsalternativen im 
Investitionsbereich prüfen»; Einfache Anfrage 
von Gabriel Maced o: «Negative Auswirkungen 
einer nationalen Erbschaftssteuer auf Familien-
unternehmen im Thurgau».

In der Verantwortung 

Walter Schönholzer steht seit Juni dem Regie-
rungsgremium als Regierungspräsident vor. René 
Walther ist als Vizepräsident des Grossen Rates 
gewählt worden und wird im Mai 2025 das Präsi-
dium übernehmen. Die drei FDP-Sitze in der Ge-
schäftsprüfungs- und Finanzkommission (GFK) 
werden durch Andreas Opprecht (bisher), Gabriel 
Macedo (neu in der GFK) und Martina Pfi ffner 
Müller (neu in der GFK) besetzt. Manuela Fritschi 

ist neu Mitglied des Büros des Grossen Rates (Ge-
schäftsleitung des Grossen Rates). In der Justiz-
kommission ist die FDP durch Michèle Strähl (Prä-
sidentin) und Claudio Bernold (neu) vertreten. 
René Walther (bisher) und Andreas Wenger (neu) 
wurden in die Raumplanungskommission ge-
wählt. In der neuen ständigen Kommission für Kli-
ma, Energie und Umwelt (KEU) nehmen Daniel 
Eugster und Thomas Leu Einsitz. Dean Kradolfer 
ist neu Mitglied der Gesetzgebungs- und Redak-
tionskommission. 

Markus Bürgi folgt auf Anders Stokholm
Markus Bürgi übernimmt 
im Grossen Rat ab Okto-

ber 2024 den Sitz von 
Anders Stokholm aus 
Frauenfeld. Der 49- jäh-

rige Bürgi ist 
seit 2018 
Gemeinde-
präsident 

von Stettfurt und selbstständiger Rechtsanwalt. 
Er wird seine Tätigkeit im Grossen Rat nach 
seiner Vereidigung im Oktober aufnehmen. Der 
im Hinterthurgau aufgewachsene designierte
Kantonsrat ist in einer politischen Familie gross 
geworden. Vater Hermann vertrat den Thurgau 
während mehrere r Jahr e im Ständerat.
Markus Bürgi ist verheiratet und Vater eines 
Kindes. 
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Thurgau • Aktuelles

Zustimmung
zur BVG-Reform; 
Ablehnung
der Biodiversitäts-
initiative
Die BVG-Reform stoppt die übermässige Belas-
tung der Erwerbstätigen, schliesst die Renten-
lücken für Teilzeitarbeitende sowie Frauen und 
verbessert die Arbeitsmarktchancen für ältere 
Arbeitnehmende. Die FDP Thurgau beschloss mit 
nur einer Gegenstimme die überzeugende Ja-
Parole. Die rigide Biodiversitätsinitiative der Um-
weltverbände geht in den Augen der FDP-Mitglie-
der deutlich zu weit. Die Nein-Parole fi el mit 33 
Nei n- zu 9 Ja-Stimmen an der Mitgliederver-
sammlung in Aadorf klar aus. Vorgestellt wurden 
die beiden Vorlagen, über welche am 22. Septem-
ber 2024 abgestimmt wird, von Nationalrätin Kris 
Vietze und Kantonsrätin Cornelia Hasler-Roost.

14 wichtige Stimmen
An den Parolenfassungen der FDP Schweiz hat die 
FDP.Die Liberalen Thurgau 14 Delegierte nstim-
men. Die Persönlichkeiten wurden an der kantona-
len Mitgliederversammlung für vier Jahre gewählt 
und bilden alle Altersgruppen ab: Janis Basler, 
Martin Bruhin, Stefan Dähler, Rebecca D’Antuo-
no, Alexandre Gross, Cornelia Hasler-Roost, Bar-
bara Jäggi, Aurel Keller, Sibylle Moopanar, Sina 
Pulfer, Ivo Schmid, Silke Sutter Heer, Dominic 

Ullmann und Kathrin Widmer Gubler (im Bild von 
link s). Dazu kommen vier Ex-Offi zio-Stimmen 
(Kris Vietze, Walter Schönholzer, Gabriel Macedo 
und Marie-Theres Brühwiler). Ersatzdelegierte 
sind: Ana Brändli, Beat Brüllmann, Giovanni Cru-
pi, Fabio D’Antuono, Raphael Heer, Christina 
Kummer, Andrea Läderach, Regina Ledergerber, 
Thomas Leu, Roland Löw, Michael Raduner,
Daniel Rogg und Marcel Schuler. 

Kürzlich ging es im Parlament um die Frage,
warum Unternehmerinnen und Unternehmer 
zwar in die Arbeitslosenversicherung einzahlen –
aber faktisch keine Chance haben, im Notfall 
Versicherungsleistungen zu beziehen. 

In ihrer Stellungnahme vermittelten Bundesrat 
und Beamtenschaft – vielleicht ungewollt –,
das Bild, das sie von Unternehmerinnen und
Unternehmern haben: Bei diesen seien Anreize 
für eine «zweckfremde (Über)- Inanspruch-
nahme ausgeprägt». Es bestehe ein «inhärentes 
Missbrauchsrisiko». 

Unter Generalverdacht für Missbrauch.
Ich dachte wirklich, ich lese nicht richtig. 

Der Staat übergeht völlig die Tatsache,
dass die Wirtschaft die Arbeitsplätze in unserem
Land zur Verfügung stellt. Notabene:
Alle Arbeitsplätze ausserhalb der staatlichen. 
Und die staatlichen gibt es nur, weil die Firmen 
und ihre Mitarbeitenden die Steuern zahlen,
die diese fi nanzieren.

Es sind gerade die vielen KMU, die vielen
grossen und kleinen Familienunternehmen,
die zusammen mit ihren Mitarbeitenden
persönliche Verantwortung übernehmen –
für die Firma, für die Gesellschaft. 

Es ist bemerkenswert, dass die Haltung
des Staates zu Unternehmerinnen und
Unternehmern inhaltlich gar nicht so weit

von der Juso entfernt ist, die von «steuer-
kriminellen Familien-Clans» fabuliert. 

Vielleicht ist dies die Vorstellung, die beide
von der Wirtschaft haben: Sie soll gefälligst 
zahlen, Löhne und Steuern und Investitionen
ermöglichen. Und weil sie die Unternehmer-
innen und Unternehmer unter Generalverdacht 
für Missbrauch stellen – darf der hehre Staat 
alles regulieren und überwachen. 

Das ist sehr weit weg von einem freiheitlichen 
Verständnis einer wirtschaftenden Gesellschaft 
freier Menschen. Es zeugt aber von einem Bild, 
das immer mehr um sich greift: Der Staat als 
grosser Bruder, der alles denkt und lenkt. 

Liebe Freunde der Freiheit, die Menschen
in unserem Land müssen wieder die Kontrolle
über den um sich greifenden Staat zurück-
erhalten. Wir sind der Souverän.

Kris Vietze
Nationalrätin

LIBERNALE GEDANKEN

Der Souverän sind wir
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Thurgau • Gemeinsinn

Topthema «Energie»
Bereits zum dritten Mal lädt die FDP.Die Liberalen 
Frauenfeld die breite Ö� entlichkeit unter dem Titel 
«Herausforderung Energie» ein. Am Donnerstag, 
7. November 2024, 18.30 Uhr, Rathaus Frauenfeld, 
steht das Thema «Löst die Strommarktliberalisie-
rung unsere Stromprobleme?» im Fokus. Mit Refe-
raten und Podiumsdiskussion. Anmeldung an 
info@fdp-tg.ch, Telefon 071 672 17 20.

Roggwil-Freidorf
Die jüngste Ortspartei, die 
FDP.Die Liberalen Roggwil-
Freidorf, wird von Ivan Fust 

präsidiert. Er hat die Nachfolge 
von Daniel Eugster angetre-
ten. 

Die jüngste Ortspartei, die 
FDP.Die Liberalen Roggwil-
Freidorf, wird von Ivan Fust 

präsidiert. Er hat die Nachfolge 
von Daniel Eugster angetre-

Steckborn-Untersee
Eschenz und Mammern gehören neu zur Ortspartei 
Steckborn-Untersee. Die Statutenänderung und der 
neue Name fanden an der Mitgliederversammlung 
der FDP Steckborn ebenso Zustimmung wie Sina 
Pulfer als Präsidentin sowie die engagierten Vor-
standsmitglieder im Feldbach Steckborn glanzvoll 
bestätigt wurden.

Gemeinsam für einen vielfältigen Thurgau

Wir gratulieren und danken 

Neuer Präsident für die SGG
Die 80 Mitglieder der Schweizeri-
schen Gemeinnützigen Gesell-
schaft (SGG) haben in Basel unse-
ren Fraktionspräsiden ten Anders 

Stokholm einstimmig zu ihrem neu-
en Präsidenten gewählt. 

Spitze am Ball
Der FC Münchwilen feierte sein 75-jähriges Be-
stehen. Gemeindepräsidentin Nadja Stricker, selbst 
seit ihrer Kindheit eine begeisterte Fussballerin, 
hielt nicht nur eine powervolle Jubiläumsrede. Die 
FDP-Politikerin zeigte auf dem Rasen gleich auch 
noch, was sie als Fussballerin draufhat. Fussball-
herz – was willst du mehr? FCM-Präsident Manuel 
Niedermann, ebenfalls FDP-Mitglied, organisierte 
zusammen mit seinem umsichtigen OK ein packen-
des Fussballwochenende für alle Generationen. 
Ganz so, wie es der FC Münchwilen seit mehr als 
sieben Jahrzehnten vorlebt. Der Verein zählt 470 
Mitglieder (davon 270 Juniorinnen und Junioren). 
«Fussball ist nicht nur ein Sport, es ist eine Lebens-
schule», sind Nadja Stricker und Manuel Nieder-
mann überzeugt. 

Name und OK neu
Sabrina Stübi, Caroline Gemperle und Marie-Theres 
Brühwiler arbeiten mit Hochdruck an der Organisa-
tion der 71. Nacht der Liberalen. Im Kornhaus Ro-
manshorn wartet am 2. November 2024 auf Mitglie-
der und liberale Sympathisantinnen und Sympathisan-
ten ein spannendes Programm. Im inhaltlichen Teil 
steht das Podium «Reden wir über Europa. Endlich.» 
mit Staatssekretärin Helene Budliger Artieda und wei-
teren bekannten Persönlichkeiten im Fokus. Für 
Unterhaltung sorgen das für die WM qualifi zierte Ost-
schweizer Akrobatik-Team und DJ Roger Lieberherr.

Der Fünfer und das Weggli
Traditionsgemäss waren die FDP-Ortsparteien am 
längsten Tag des Jahres wieder mit Weggli unter-
wegs. Ein gutes Ome n: Die frühmorgendlichen 
Sommerwünsche verbunden mit der Karte «Hier 
schon einmal das Weggli – und für den Fünfer ein-

fach künftig FDP wählen» an die Pendlerinnen und 
Pendler zauberten nicht nur ein Lächeln auf die 
Gesichter der Beschenkten, sondern schienen auch 
den späteren Traumsommer positiv beeinfl usst zu 
haben. 

Kantonale Mitgliederversammlungen 2025:
22. Januar, 2. April, 19. Juni, 22. Oktober
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Bildung

Wer bist du? Kannst du dich kurz vorstellen?
Irina Bannwart: Nach meinem Logopädie- 
Studium war ich acht Jahre als Logopädin und 
Schulleiterin in einer heilpädagogischen Schule 
tätig. Anschliessend wechselte ich in die Bildungs-
verwaltung, war als Projektleiterin und jetzt als 
Abteilungsleiterin der Stabsstelle eines Deutsch-
schweizer Volksschulamtes tätig. 

Warum bist du in der FDP?
Seit ich 16 Jahre alt bin, engagiere ich mich poli-
tisch. Meine Wirtschaftsmatur hat mich geprägt, in 
der Politik die liberalen Werte in den Fokus zu 
nehmen. Ich bin der Meinung, dass Bildung und 
Wirtschaft enger miteinander verbunden sind, als 
oft gedacht wird. Weiter setze ich mich für eine 
volksnahe FDP ein. Leider habe ich die Erfahrung 
gemacht, dass wir immer noch mit dem Klischee 
kämpfen, eine Ü50-Partei von Juristen und Unter-
nehmern zu sein. Ich möchte dafür sorgen, das 
auch Personen mit anderen beruflichen und sozia-
len Hintergründen sich von der FDP angesprochen 
fühlen.

Du bist Leiterin der Stabsstelle eines Deutsch-
schweizer Volksschulamts. Gibt es da Spannungen, 
was dein politisches Engagement, gerade auch im 
Bildungsbereich angeht?
Ich trenne klar zwischen meinen politischen Akti-
vitäten und meiner beruflichen Rolle. Ich habe im-
mer offen über meine politische Tätigkeit gespro-

chen, auch bei Vorstellungsgesprächen. Als Abtei-
lungsleiterin der Stabsstelle arbeite ich politisch 
neutral und lasse meine Parteipräferenzen nicht in 
meine Arbeit einfliessen. Gleichzeitig muss ich sa-
gen, dass die Grundausrichtung meiner beruflichen 
Tätigkeit gut zu meinen liberalen Werten passt. 
Ansonsten würde ich nicht hier arbeiten.

Du warst auch Teil der Expertenkommission aus 
den Kantonen für das Bildungspapier der FDP 
Schweiz, das von den Delegierten am 22. Juni 2024 
angenommen wurde. Wie lief die Entwicklung die-
ses Papiers ab?
Die Arbeitsgruppe wurde von der FDP Schweiz 
gegründet und bestand aus Mitgliedern aus 
verschiedenen Kantonen. Sabina Freiermuth, die 
Aargauische Kantonalpräsidentin lud mich als 
Fachexpertin aus dem Kanton Aargau in die Grup-
pe ein.

Wir begannen unsere Arbeit mit einer Online-
Besprechung, in der wir uns über grundlegende 
Bildungsthemen austauschten und den Entwurf des 
Bildungspapiers diskutierten. Schon in dieser Sit-
zung konnten wir Änderungsvorschläge einbrin-
gen. In einer zweiten Runde wurde über diese Vor-
schläge abgestimmt. Ich war sehr aktiv, brachte 
viele Anträge ein und war begeistert, dass sich die 
FDP intensiv mit dem Thema Bildung auseinan-
dersetzte. Ich dachte mir: «Wenn ich schon mit-
mache, dann gebe ich Vollgas.» Danach folgten 
schriftliche Rückmeldungen und Stellungnahmen, 

bis das Bildungspapier für die Delegiertenver-
sammlung vorbereitet war.

Wer war da dabei in der Arbeitsgruppe?
Wir waren 25 Personen, darunter ehemalige Rekto-
ren, Leute aus der Praxis, Fachleute aus der Bil-
dungsverwaltung und Schulpflege sowie Mitglieder 
von Bildungskommissionen in Gross- oder Kan-
tonsräten.

Anmerkung der Redaktion: Alle Kantone waren 
eingeladen, ihre Delegationen für die Arbeitsgrup-
pe zu melden. Auch die Bildungsdirektorinnen und 
-direktoren der FDP sowie Regierungsrat Conra-
din Cramer (FDP/BS) wurden in den Prozess ein-
bezogen.

Gab es Unterschiede zwischen den Sprachregionen 
oder auch zwischen Kantonen?
Je nach Kanton sind andere Voten gekommen. Je-
der Kanton hat mit den Volksschulen andere Be-
dürfnisse. Umso positiver ist, dass man sich auf das 
Papier einigen konnte. 
 
Welche spezifischen Fehlentwicklungen siehst du 
aktuell in der Volksschule?
Der Lehrplan umfasst viele Fächer und fördert die 
Schüler in verschiedenen Bereichen. Am Ende der 
Schulzeit stellt man jedoch fest, dass grundlegende 
Fähigkeiten wie das Schreiben einer Bewerbung 
oder einer E-Mail fehlen. Dieser Umstand ist für 
die Ausbildung und das weitere Leben der jungen 
Menschen problematisch.

Die Forderung nach Grundkompetenzen darf 
nicht nur auf fremdsprachige Schüler abgewälzt 
werden; alle Schüler brauchen diese Fähigkeiten. 
Fremdsprachige Schüler haben oft zusätzliche He-
rausforderungen. Und ein gewisses Mass an Spra-
che sollte sicherlich vorhanden sein, um dem Unter-
richt folgen und den Unterrichtsstoff aufnehmen zu 
können. Die Sprachverarmung ist ein allgemeines 
gesellschaftliches Problem, weil die angewendete 
Sprache von Social Media auf den alltäglichen 

Bildung ist Wirtschaft
Bildungsexpertin Irina Bannwart im Interview

«Es ist erfrischend 
zu erleben, dass es

in der FDP mehr 
Bildungspolitiker gibt, 
als oft angenommen 

wird.»

Irina Bannwart, Foto: Damian Moor
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Bildung ist Wirtschaft
Bildungsexpertin Irina Bannwart im Interview

«Es ist erfrischend 
zu erleben, dass es

in der FDP mehr 
Bildungspolitiker gibt, 
als oft angenommen 

wird.»

Irina Bannwart, Foto: Damian Moor
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Sprachgebrauch abfärbt – nicht unbedingt im Posi-
tiven.
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«Selbst die kritischen 
Stimmen waren froh, 

dass Themen der 
Bildung von einer 
nationalen Partei 

angesprochen und zur 
Diskussion gestellt 

werden.»

Irina Bannwart während der Diskussion und Beantwortung der Fragen zum Bildungspapier
an der Delegiertenversammlung am 22. Juni 2024 in Möriken-Wildegg. Foto: Damian Moor

Das Interview führte Eveline Würgler,
Redaktionsleiterin  «Freisin n».350 Delegierte stimmten am 22. Juni 2024 dem Bildungspapier für die Volksschule zu. Foto: Damian Moor



Nr. 3 | 6. September 2024126 Nr. 3 | 6. September 2024

Unsere Volksschule ist für den Kitt in der Gesellschaft, die Wirtschaft und den 
Erfolg der Schweiz von allergrösster Bedeutung. Nur wenn es uns gelingt, 
Kinder und Jugendliche aus verschiedenen gesellschaftlichen Schichten 
fundiert und praxisnah auszubilden, sind wir in der Lage, unser Land in eine
gute Zukunft zu führen. Das liberale Erfolgsmodell setzt voraus, dass jeder und 
jede die Möglichkeit zum sozialen Aufstieg hat. Das wiederum ist nur mit
einer soliden Ausbildung möglich. Dieses Erfolgsmodell ist seit jüngster Zeit 
gefährdet. Trotz des täglichen und unermüdlichen Einsatzes vieler Lehrerinnen 
und Lehrer, sowie weiterer Fachpersonen, gerät die Volksschule in 
verschiedenen Kantonen und Gemeinden zunehmend an den Anschlag.
Es ist an der Zeit, einige Fehlentwicklungen zu korrigieren.

1 Grundkompetenzen, Grundkompetenzen, 
Grundkompetenzen 
Die Volksschule muss sich heute mit allen 

möglichen gesellschaftlichen Themen befassen 
und hat allzu oft nicht mehr die Zeit, ihre Haupt-
aufgabe zu erfüllen:  die Vermittlung der Grund-
kompetenzen. Mit Lesen, Schreiben und Rechnen 

erhalten die Kinder ein stabiles Fundament, das sie 
befähigt, ein selbstbestimmtes Leben zu führen 
und aktiv an der Demokratie teilzunehmen. 

2 Die integrative Schule erreicht die Ziele 
nicht 
In der Praxis hat sich die integrative Schule 

zu wenig bewährt. Sie benachteiligt unter den ge-
gebenen Voraussetzungen die lernschwachen Kin-
der und hindert den Regelunterricht. Integration ist 
erstrebenswert, aber Inklusion um jeden Preis ist 
nicht zielführend. 

3 Schulnoten bleiben erhalten 
Die FDP fordert ein transparentes und ein-
fach anwendbares Bewertungs- und Be-

urteilungssystem, das die Kompetenzen der Schü-
lerinnen und Schüler abbildet und Vergleiche er-
möglicht. Es ist wichtig, die Fortschritte der Schul-
kinder zu überprüfen. Ideologisch motivierte Ver-
suche, Noten abzuschaff en, sind abzulehnen. 

4 Fremdsprachige Schülerinnen und
Schüler erhalten Intensivkurse der 
Unterrichtssprache, bevor sie in eine

Regelklasse wechseln 
Kinder, welche die Unterrichtssprache (noch) nicht 
beherrschen, sind oft überfordert und beanspru-
chen die erhöhte Aufmerksamkeit der Lehrperso-
nen, so dass weniger Ressourcen für die anderen 
Kinder übrig bleiben und der Regelunterricht zu 

Volksschule am Anschlag: Zurück zum Bildun gsauftrag 

17 Handlungsfelder für eine chancengerechte und zukunftsorientierte Bildung unserer Kinder 

Volksschule

Bild: Adobe Stock / Contrastwerkstatt 
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kurz kommt. Bevor fremdsprachige Kinder in die 
Volksschule eintreten, ist der Fokus deshalb kon-
sequent auf das Erlernen der lokalen Sprache zu 
setzen. 

5 Die Erstsprache hat Priorität 
Auf Primarschulstufe muss das Erlernen 
der Erstsprache Priorität haben. Die abneh-

menden Sprachkompetenzen in den lokalen Lan-
dessprachen sind ein Alarmsignal und sprechen 
für sich. Zweit- oder Fremdsprachen sollen erst 
vermittelt werden, wenn sie nicht das Erlernen der 
lokalen Erstsprache beeinträchtigen. 

6 Respekt im Schulzimmer 
Anstand lässt sich bekanntlich nicht regu-
lieren. Der Staat soll sich auch nicht in die 

elterliche Erziehung der Kinder einmischen. Doch 
gewisse Zustände in Schweizer Klassenzimmern 
sind unhaltbar. Das Lehrpersonal verdient Respekt –
von den Kindern und von den Eltern. Für erfolg-
reiches Lernen braucht es Phasen der Ruhe und 
Struktur. 

7 Weniger Formulare, mehr Unterricht 
Die zunehmende Bürokratie an den Volks-
schulen muss auf das Wesentliche redu-

ziert werden, denn sie geht zu Lasten des Kernge-
schäfts: des Unterrichts. Dazu muss in einem ers-

ten Schritt kritisch hinterfragt werden, auf welche 
Berichte und Formulare verzichtet werden kann. 

8 Leistung muss sich lohnen – auch bei 
Lehrpersonen 
Viele Schulen leiden unter akutem Fach-

kräftemangel. Die Politik und die Schulen müssen 
Anreize und Strukturen schaff en, damit Lehrper-
sonen vermehrt ihre Pensen erhöhen: Unterstützen-
de Schulleitungen, heterogene Klassenzusammen-
setzungen zur Vermeidung hoch belasteter Klassen 
innerhalb einer Schule, Weiterbildung in der unter-
richtsfreien Zeit, um die Schulwochen nicht zusätz-
lich zu befrachten, sowie die Vermeidung von Be-
lastungsspitzen während der Schulwochen können 
dazu beitragen, dass Lehrerinnen und Lehrer wie-
der vermehrt Vollzeit arbeiten. 

9 Stoppt die Bildungsbürokraten und stärkt 
die Lehr- und Fachpersonen 
Innovationen entstehen in der Praxis und 

nicht in den Amtsstuben. Wir müssen den Ideen-
wettbewerb der einzelnen Schulen fördern und 
nicht durch Paragrafen verhindern. Wichtige Ent-
scheide müssen dort gefällt werden können, wo mit 
den Kindern gearbeitet wird. Die Lehrperson – und 
nicht ein Funktionär oder Berater – weiss am bes-
ten, was  seine Schülerinnen und Schüler brauchen, 
um die Bildungsziele zu erreichen. 

10 Pädagogische Hochschulen 
Die Ausbildung (Grundausbildung, 
Weiterbildungen) an der pädagogi-

schen Hochschule bereitet das (angehende) Lehr-
personal auf den Schulalltag vor. Die Lehrpläne 
sind realitätsnah und praxisorientiert auszugestal-
ten. 

11 Keine Smartphones im Unterricht auf 
Primarschulstufe 
Smartphones und andere elektronische 

Geräte (bspw. Smartwatches) beeinträchtigen die 
Aufmerksamkeit, das Lernen und die sozialen Be-
ziehungen. Sie sind während des Unterrichts aus-
zuschalten und wegzulegen. 

12 Digitalisierung: Chancen nutzen,
Risiken erkennen 
Neben den vielen Vorteilen der Digita-

lisierung weisen Forschungsergebnisse inzwischen 
auch auf negative Auswirkungen auf den Wissens-
erwerb hin. Der Einsatz von digitalen Hilfsmitteln 
in der Schule muss überlegt und gezielt erfolgen 
und laufend den wissenschaftlichen Erkenntnissen 
angepasst werden. 

13 Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
Zur Stärkung der Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie bieten die Schulen 

Tagesstrukturen an. Die Angebote sind freiwillig 
und kostengünstig auszugestalten. 

14 Bildungswege aufzeigen 
Kinder und Jugendliche erhalten die 
Möglichkeit, ihre eigenen Fähigkeiten 

und die ganze Breite der Berufswelt zu entdecken. 
Dazu werden die Vorteile der verschiedenen Bil-
dungswege (Berufslehre, Berufsmaturität, Gymna-
sium etc.) den Kindern und Eltern frühzeitig und 
neutral vermittelt. Ein besonderes Augenmerk 
wird dabei auf die Vermittlung von schweizeri-
schen Besonderheiten ( z. B. duales Bildungs-
system) für zugezogene Eltern und Kinder gelegt.

15 Mehr Schweiz 
Die Geschichte und das politische
System der Schweiz dürfen nicht ver-

nachlässigt werden. Nur wenn die Kinder und
Jugendlichen unser Land verstehen, erhalten sie 
das Rüstzeug, um mündige und aktive Teilnehmende
unserer Demokratie zu werden. 

16 Keine Ideologie und woke Lehrmittel 
Die persönliche politische Meinung 
bilden sich Kinder und Jugendliche 

selbst. Die Vermittlung des Unterrichtsstoff es er-
folgt deshalb möglichst neutral und die Medien-
kompetenz sowie schliesslich das eigene Urteils-
vermögen sind zu stärken. 

17  Nulltoleranz gegenüber Intoleranten 
Fundamentalismus hat keinen Platz an 
unserer Volksschule. Niemand darf 

sich unter Berufung auf seine kulturelle und reli-
giöse Identität über andere stellen oder unsere off e-
ne Gesellschaft ablehnen. 

Dies ist eine gekürzte Versio n des Positions-
papiers, das am 22. Juni 2024 von der Delegier-
tenversammlung der FDP.Die Liberalen verab-
schiedet wurde. Die ganze Version finden Sie 
hier: www.fdp.ch/bildung
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«Die integrative 
Schule erreicht die 

Ziele nicht.»
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Liberale Gleichstellungspolitik

Wer bist du? Kannst du dich kurz vorstellen?
Simone Richner: Mein Name ist Simone Richner, 
ich bin 38 Jahre alt und habe das Glück, in meiner 
beruflichen Laufbahn als ausgebildete Rechtsan-
wältin und Abteilungsleiterin in einem kantonalen 
Amt Verantwortung für ein grossartiges Team von 
73 Menschen zu tragen. Diese berufliche Rolle er-
füllt mich sehr, doch noch bedeutender ist für mich 
meine Rolle als Mutter einer wunderbaren drei 
Jahre alten Tochter. 

Wie bist du mit der FDP verbunden?
Ich bin aktuell Stadträtin in Bern und habe in der 
FDP sowohl auf städtischer als auch kantonaler 
Ebene in verschiedenen Funktionen mitgewirkt, 
unter anderem als Mitglied der Parteileitung und 
als Vizepräsidentin. Eine besondere Ehre war es, 
als erste Frau das Präsidium der Jungfreisinnigen 
im Kanton Bern zu übernehmen. Mein Herz 
schlägt für die Werte der Freiheit, Selbstverant-
wortung und Chancengleichheit – Grundsätze, 
die nicht nur mein politisches Engagement prä-
gen, sondern auch meinen Alltag als berufstätige 
Mutter. 

Was heisst für dich Gleichberechtigung?
Gleichberechtigung bedeutet für mich, dass jede 
und jeder unabhängig von Geschlecht, Herkunft 
oder anderen persönlichen Merkmalen die gleichen 
Chancen verdient. Es geht darum, Hindernisse aus 
dem Weg zu räumen und sicherzustellen, dass nie-
mand aufgrund von Vorurteilen oder gesellschaft-
lichen Stereotypen benachteiligt wird. Ich bin fest 
davon überzeugt, dass eine gerechtere Gesellschaft 
für uns alle ein Gewinn ist.

 Was bedeutet für dich «liberale Gleichstellung»?
Liberale Gleichstellung bedeutet, dass wir als Ge-
sellschaft die Rahmenbedingungen schaffen, in 
denen Chancengleichheit möglich ist, ohne dabei 
die individuelle Freiheit und Verantwortung des 
Einzelnen einzuschränken. Es geht darum, Men-
schen zu ermutigen, ihren eigenen Weg zu gehen 
und selbstbewusst Entscheidungen zu treffen, ohne 
in traditionelle Rollenbilder gezwängt zu werden. 
Diese Freiheit ist es, die uns wirklich voranbringt.

Was treibt dich persönlich an, dich für Gleichbe-
rechtigung einzusetzen?

Als Mutter einer Tochter ist es mein grösster 
Wunsch, dass sie in einer Welt aufwächst, in der 
Gleichberechtigung nicht nur ein Ideal, sondern ge-
lebte Realität ist. Ich möchte, dass sie die Freiheit 
hat, ihre Träume zu verfolgen, ohne sich durch 
Hindernisse eingeschränkt zu fühlen, die allein 
aufgrund ihres Geschlechts bestehen. Mein Enga-
gement wird von den starken Frauen in meiner Fa-
milie inspiriert, die mir den Weg gewiesen haben. 
Meine Mutter, die mir bis heute tagtäglich Eigen-
ständigkeit vorlebt, sowie meine Grossmutter, die 
als eine der ersten Frauen in der Schweiz einen 
Doktortitel in Rechtswissenschaften erwarb, und 
meine Tante, die als erste Staatsanwältin des Kan-
tons Bern eine Pionierin war, haben mir gezeigt, 
was es bedeutet, für seine Überzeugungen einzu-
stehen. 

Wie lebst du Gleichberechtigung in deinem Fami-
lienalltag?
In unserem Familienalltag legen mein Partner und 
ich grossen Wert darauf, die Aufgaben im Haushalt 
und bei der Kinderbetreuung gleichberechtigt zu 
teilen. Wir beide arbeiten und es ist uns wichtig, 
dass unsere Tochter sieht, wie man Verantwortung 
miteinander teilt, und dass beide Elternteile glei-
chermassen an ihrer Erziehung und ihrem Wohl-
befinden beteiligt sind. 

Was gelingt euch dabei gut?
Ich bin sehr stolz darauf, dass wir eine ausgewoge-
ne Balance zwischen unseren beruflichen und fa-
miliären Verpflichtungen gefunden haben. Diese 
Balance ermöglicht es uns, unsere Tochter in einem 
stabilen und unterstützenden Umfeld aufwachsen 
zu lassen, während wir beide beruflich erfolgreich 
sind. Es erfüllt mich mit Freude, zu sehen, wie sie 
in einem Umfeld aufwächst, das von Gleichberech-
tigung und gegenseitigem Respekt geprägt ist.

Gleichberechtigung
im Alltag
Mama und Führungskraft

«Meine Leidenschaft 
gilt der Verantwortung 
als Abteilungsleiterin 
und meiner Rolle als 
Mutter. Beides prägt 
mein Engagement für 
Gleichberechtigung 

und Freiheit.»

Simone Richner: Rechtsanwältin, Abteilungsleiterin, Stadträtin und Mutter.
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Gleichberechtigung
im Alltag
Mama und Führungskraft

«Meine Leidenschaft 
gilt der Verantwortung 
als Abteilungsleiterin 
und meiner Rolle als 
Mutter. Beides prägt 
mein Engagement für 
Gleichberechtigung 

und Freiheit.»

Simone Richner: Rechtsanwältin, Abteilungsleiterin, Stadträtin und Mutter.
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Was empfi ndest du dabei als herausfordernd?
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sonders wichtig, um Chancengleichheit zu fördern?
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Beruf und Familie miteinander zu vereinbaren. Ein 
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der berufl ichen Vorsorge, wie sie in der BVG-Re-
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«Die Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie 

bleibt eine der grossen 
Herausforderungen 

unserer Zeit.»

Das Interview führte Eveline Würgler,
Redaktionsleiterin  «Freisinn».

Wahlplakat für den Nationalrat im Herbst 2023. Simone Richner mit ihrer Tochter beim Abstimmen.
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Als Liberaler, Unternehmer und einst zukünftiger Rentner bin ich klar für
die BVG-Reform. Im vollen Bewusstsein, dass es sich bei der Vorlage
um einen politischen Kompromiss handelt, ist die Reform notwendig, um
die 2. Säule nachhaltig und fair zu gestalten.

Die BVG-Reform bietet die Chance, bestehende 
Ungerechtigkeiten im Rentensystem zu verbessern. 
Viele Teilzeitarbeitende und insbesondere Frauen 
erhalten heute keine BVG-Rente. Hinzu kommt, 
dass die Rentenversprechen im BVG zu hoch sind 
und die Erwerbstätigen die Rentner querfi nanzie-
ren. Das Resultat? Ein zunehmend fragiles System, 
das unsere Solidarität überstrapaziert und dringend 
reformiert werden muss. 

Reform für Unternehmer eine Herausforderung
Ich möchte jedoch nicht verschweigen, dass diese 
Reform auch für uns als Unternehmer eine Heraus-

forderung darstellt. Es ist richtig, dass eine Annah-
me der Vorlage zu höheren Kosten führen wird. 
Mehr Mitarbeitende werden obligatorisch in der 
berufl ichen Vorsorge versichert sein, was für uns 
höhere Lohnabzüge bedeutet. Doch genau hier 
setzt die Verantwortung an, die wir als Unterneh-
mer in der Gesellschaft tragen. Lassen Sie mich 
dies anhand eines Beispiels verdeutlichen: Nehmen 
wir an, eine Teilzeitangestellte in unserem Unter-
nehmen verdient 30 000 Franken pro Jahr. Nach 
den aktuellen Regeln sind nur  4275 Franken oder 
14 Prozent ihres AHV-Lohnes im BVG versichert. 
Mit der Reform erhöht sich der versicherte Lohn 
auf 24 000 Franken, das sind 80 Prozent ihres Loh-
nes. Auf dieser Basis lässt sich ein solides Alters-
guthaben ansparen. Für uns als Arbeitgeber bedeu-
tet dies höhere Beiträge, doch für die Angestellte 
bringt es eine signifi kante Verbesserung ihrer Al-
tersvorsorge und garantiert eine schönere Rente.

Wer, wenn nicht die FDP?
Als Unternehmer bin ich bereit, diesen Schritt zu 
wagen. Ich bin überzeugt, dass wir mit dieser Re-
form ein Ziel erreichen, das besonders Frauen und 
Menschen mit niedrigem Einkommen zugute-
kommt. Diese Reform ist nicht nur eine Investition 
in die Zukunft unserer Mitarbeitenden, sondern 

auch in die Stabilität unseres Rentensystems. Und 
dieses gilt es zu schützen: Die Abstimmungen vom 
3. März 2024 sollten uns zu denken geben. Wir 
müssen die Akzeptanz gegenüber dem Dreisäulen-
system stärken. Denn die linken Parteien und Ge-
werkschaften warten mit ihren Ideen zum AHV-
Ausbau und der Schwächung der 2. und 3. Säule in 
ihren Startlöchern. Wer, wenn nicht die FDP, sorgt 
sonst dafür, dass die eigens angesparte Altersvor-
sorge auch die eigene bleibt?

Verantwortung für die Stabilität des Renten-
systems übernehmen
Die Dringlichkeit ist off ensichtlich. Je länger wir 
zögern, desto gravierender werden die Probleme 
unserer Altersvorsorge. Die BVG-Reform bietet 
eine realistische und umsetzbare Lösung für die 
Herausforderungen, vor denen wir stehen. Gerne 
betone ich nochmals, dass die BVG-Reform ein 
Kompromiss ist. Doch wer meint, dass wir die glei-
chen Ziele mit einem Nein zur Reform erreichen, 
der irrt sich. Es ist enttäuschend, dass gerade linke 
Kräfte das Referendum ergriff en haben. Anstatt 
sich für eine sinnvolle und gerechte Lösung einzu-
setzen, verfallen sie in alten Klassenkampf-Rheto-
riken und verhindern so den Fortschritt. 

Jetzt ist der Moment, Verantwortung zu über-
nehme n und für eine gerechtere und nachhaltigere 
Altersvorsorge zu kämpfen. Als Unternehmer bin 
ich mir sicher: Die BVG-Reform ist ein wichtiger 
Schritt in diese Richtung.

Als Unternehmer
für die BVG-Reform
Kommentar von Yannick Berner

«Jetzt ist der Moment, 
Verantwortung zu 

übernehme n und für 
eine gerechtere und 

nachhaltigere 
Altersvorsorge zu 

kämpfen.»

Das Familienunternehmen URMA AG produziert 
innovative Präzisionswerkzeuge mit einem Exportanteil 
von über 95 Prozent. Eingesetzt werden die Schweizer 
Produkte unter anderem in der Automobil-
und Flugzeugindustrie.

Yannick Berner,
CEO URMA AG und Aargauer FDP-Grossrat

Yannick Berner setzt sich als FDP-Grossrat und Unternehmer für ein Ja zur BVG-Reform ein.
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Inmitten der laufenden Debatten zur BVG-Reform werfen wir einen Blick
auf die Perspektive eines engagierten Unternehmers. Andri Silberschmidt, 
Mitbegründer und  Verwaltungsratspräsident der Kaisin. und Nationalrat
für den Kanton Zürich, gibt uns Einblicke, wie die Reform seiner Meinung
nach die berufl iche Vorsorge verbessern könnte.

Welche Auswirkungen hat ein Ja zur BVG-Reform 
auf Kaisin.?
Die Mitarbeitende sowie die Kaisin . als Arbeit-
geberin würden mehr Beiträge in die berufl iche 
Vorsorge einzahlen und deshalb eine höhere Rente 
im Pensionsalter haben.

Warum sagst du als Gastro-Unternehmer Ja zur 
BVG-Reform?
Die berufl iche Vorsorge muss mit der Zeit gehen 
und Menschen mit einem tiefen Einkommen eine 

bessere Absicherung ermöglichen. Die Senkung 
des Koordinationsabzuges und der Eintrittsschwel-
le stellen genau dies sicher. Dank der Senkung der 
Beiträge der über 55-Jährigen sinken ihre Lohn-
nebenkosten, was im Sinne der Chancengleichheit 
auf dem Arbeitsmarkt zu begrüssen ist.

GastroSuisse spricht sich gegen die BVG-Reform 
aus. Sie begründet e ihre Position mit den anfallen-
den Mehrkosten. Was entgegnest du als Betroffe-
ner deinem Verband?
Wenn man einen reinen Kostenblick hat, müsste 
man das BVG abschaff en, denn dann hätte man gar 
keine Kosten. Das würde aber zu Altersarmut füh-
ren, denn die Armutsstatistik zeigt klar: Menschen 
mit einer Rente aus der berufl ichen Vorsorge sind 
markant weniger stark von Altersarmut betroff en. 
Deshalb ist es wichtig, dass die berufl iche Vorsorge 
gestärkt wird – das gibt es nicht gratis zu haben.

Was sind deiner Meinung nach die grössten Her-
ausforderungen oder Bedenken bei der Umsetzung 
der Reform in der Praxis?
Die Formulierung der Rentenzuschläge für die 
Übergangsgeneration (alle über 50) ist nicht nach 

unserem Gusto. Es profi tieren auch Menschen von 
einem Rentenzuschlag, welche gar keine Renten-
einbusse aufgrund der Senkung des Umwandlungs-
satzes haben. Das ist unschön und ich verstehe, 
dass das vor allem in Kreisen von Expertinnen und 
Experten kritisiert wird. Deshalb aber die ganze 
Reform abzulehnen, wird die Reformfähigkeit der 
berufl ichen Vorsorge negativ beeinträchtigen.

Wie könnten die geplanten Anpassungen dazu bei-
tragen, das Vertrauen in die berufl iche Vorsorge zu 
stärken?
Dan k der Reform erhalten über  hunderttausend 
Personen Zugang in die berufl iche Vorsorge. Nicht 
nur sie zahlen neu Beiträge, sie profi tieren auch von 
den Beiträgen ihrer Arbeitgeber sowie der Verzin-
sung, welche über das ganze Erwerbsleben einen 
Drittel mehr Rente ermöglicht. Das ist ein grosser 
Fortschritt und ermöglicht vielen Menschen, die 
nicht ihr Leben lang 100 Prozent gearbeitet haben, 
eine massive Verbesserung ihrer Rente (bis zu 
dreimal mehr Rente aus der berufl ichen Vorsorge!).

Die Umfragen deuten auf ein Nein hin. Was wären 
die Folgen einer Ablehnung der BVG-Reform?
Wir wären wieder auf Feld 0 und die Linke würde 
ihrem Ziel zur Schwächung der berufl ichen Vor-
sorge einen Schritt näher sein.

Mehr zu Kaisi n. auf: https://kaisin.ch/

«Menschen mit
einer Rente aus
der berufl ichen 

Vorsorge sind markant 
weniger stark von 

Altersarmut 
betroffen.»

Das Interview führte Eveline Würgler,
Redaktionsleiterin  «Freisin n».Nationalrat Andri Silberschmidt.

Bild: kaisin.

BVG-Reform
aus Gastro-Sicht
Kaisin.-Mitbegründer Andri Silberschmidt im Interview
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Die berufliche Vorsorge muss dringend reformiert werden: Zum einen stehen die Renten aufgrund der steigenden 
Lebenserwartung und tieferen Anlagerenditen unter Druck. Zum andern können sich viele Erwerbstätige – darunter 
überwiegend Frauen – kein Alterskapital in der 2. Säule ansparen, da sie Teilzeit arbeiten. Am 22. September 2024 
stimmt die Schweizer Bevölkerung über einen Reformvorschlag ab, mit dem die Berufsvorsorge zukunfts- und 
frauentauglicher werden soll. 

Luisa und Martina (beide 30-jährig) arbeiten im 
Inselspital Bern. Luisa ist Reinigungskraft und – 
da alleinerziehend – in einem 60%-Pensum ange-
stellt. Martina arbeitet in der Pflege, hat keine Kin-
der und arbeitet 100%.

Wie würde sich die BVG-Reform auf die Renten 
der beiden Frauen auswirken? Stimmt es, wenn ein 
Komitee aus Gewerkschaften und Linksparteien 
behauptet, dass die Vorlage ein «Bschiss» sei, weil 
Erwerbstätige mehr bezahlen müssten und zum 
Schluss gar weniger Rente erhielten? Lassen Sie 
mich Luisa und Martina für die Abstimmung am 
22. September 2024 beraten: 

Ausgangslage: Unser Vorsorgesystem
Die Schweizer Vorsorge basiert auf drei Säulen: 
Die 1. Säule (AHV/IV) dient der Existenzsiche-
rung und die 2. Säule soll den gewohnten Lebens-

standard auch im Alter oder bei Invalidität erhal-
ten. Mit der 3. Säule kann durch individuelles Spa-
ren die Altersrente verbessert werden. 

Die 1. Säule funktioniert durch ein Umlagever-
fahren: Die aktuell erwerbstätige Bevölkerung fi-
nanziert durch Lohnbeiträge bereits berentete Per-
sonen.

Die 2. Säule funktioniert im Kapitaldeckungs-
verfahren: Erwerbstätige und ihre Arbeitgeber 
zahlen Beiträge an die berufliche Vorsorge. Das so 
angesparte Kapital wird über Jahrzehnte verzinst. 
Leistungen der beruflichen Vorsorge erfolgen ent-
weder, indem das angesparte Kapital nach der 
Pensionierung/bei Invalidität in Form einer Rente 
ausbezahlt wird. Alternativ ist bei der Pensionie-
rung (und teilweise bei Invalidität) auch ein ein-
maliger Bezug der Vorsorge in Kapitalform 
möglich. Verstirbt eine Person vor Erreichen des 

Pensionsalters, kann ihr Vorsorgeguthaben («To-
desfallkapital») teilweise von Angehörigen bezo-
gen werden.

Berechnung der Rente aus der Berufsvorsorge
Die Rente aus der 2. Säule wird durch Multiplika-
tion des angesparten Kapitals mit dem Umwand-
lungssatz berechnet. Für einen versicherten Lohn 
zwischen 22 050 und 88 200 Franken (sogenanntes 
«BVG-Obligatorium») gilt derzeit ein Mindestum-
wandlungssatz von 6,8%. Die meisten Pensions-
kassen versichern Löhne über das Obligatorium 
hinaus. Für Löhne, die dem Überobligatorium 
unterliegen, gilt kein Mindestumwandlungssatz.

Pensionskassen unter Druck
Wie auch die AHV ist die berufliche Vorsorge der-
zeit nicht auf die lange Lebensdauer ihrer Versicher-

 Warum Frauen profitieren
Zwei Anschauungsbeispiele

Liberale Gleichstellungspolitik

KI-generiertes FDP-Kampagnenbild zur BVG-Reform.
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KI-generiertes FDP-Kampagnenbild zur BVG-Reform.
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ten ausgelegt. Es droht, dass – entgegen ihrer Idee – 
auch in der Säule 2 die gegenwärtig Erwerbstätigen 
zur Rente der bereits Berenteten beitragen und so ihr 
eigenes Sparkapital tangiert wird. Zudem haben die 
Pensionskassen unter anderem wegen des seit lan-
gem tiefen Zinsumfelds Mühe, ausreichende Erträge 
an den Finanzmärkten zu erzielen, um das Spar-
kapital ihrer Versicherten zu erhöhen.

BVG-Lösung 1. Teil:
Um der Gefahr eines ungerechten und gesetzes-
widrigen Verzehrs von Sparguthaben über Genera-
tionen hinaus zu begegnen, sollen folgende Mass-
nahmen getroffen werden:

–  Der Umwandlungssatz in der obligatorischen 
Versicherung wird auf 6% gesenkt. 

–  Im Gegenzug werden die Beitragssätze ange-
passt: Die jüngeren Erwerbstätigen und ihre 
Arbeitgeber leisten neu bis zum Alter von 34 
höhere Lohnbeiträge als heute (9% bis zum Al-
ter von 45). Für die älteren Erwerbstätigen gel-
ten neu tiefere Beitragssätze (14% bis zum Alter 
von 65). Dass Arbeitgeber für ältere Arbeitneh-
mer tiefere Arbeitgeberbeiträge zahlen müssen, 
hat zudem den Vorteil, dass ältere Arbeitnehmer 
auf dem Arbeitsmarkt nicht mehr länger benach-
teiligt werden.

–  Für eine Übergangsgeneration, die nicht ausrei-
chend Zeit hat, wegen de r tieferen Beitragssätz e 
ihr Sparguthaben gleichbleibend wie heute zu 
erhöhen, wird es einen Rentenzuschlag geben.

Wichtig: Die Renten von bereits Pensionierten sind 
von der Reform nicht betroffen.

BVG-Lösung 2.  Teil oder Warum die Vorlage vor 
allem für Frauen wichtig ist!
Derzeit ist nur in der 2. Säule obligatorisch versi-
chert, wer einen Jahreslohn von mindestens 
22 050 Franken verdient («Eintrittsschwelle»). Für 
die Anhäufung von Sparkapital wird vom versi-
cherten Lohn ein sogenannter Koordinationsabzug 
in Höhe von 7/8 der maximalen AHV-Jahresrente 
(derzeit  25 725 Franken) abgezogen.

Wer also wenig verdient, kann keine vernünftige 
berufl iche Vorsorge aufbauen. Das betriff t vor al-
lem Teilzeiterwerbstätige. Noch immer arbeiten 
vor allem Frauen Teilzeit, vorwiegend deshalb, 
weil sie Betreuungsaufgaben nachgehen. 

Mit der Reform der berufl ichen Vorsorge wird 
deshalb einerseits die Eintrittsschwelle – wenn 
auch leider bloss marginal – auf  19 845 Franken 
gesenkt. Andererseits, und das ist bedeutend rele-
vanter, beträgt der Koordinationsabzug nicht mehr 
eine fi xe Zahl, sondern neu 20% des Jahreslohns. 

Für Luisa und Martina hätte die Reform folgende 
Auswirkungen:

Liberale Gleichstellungspolitik

Florence Pärli,
Juristin im Steuerrecht, Stadträtin und
Fraktionspräsidentin FDP/jf Stadt Bern,
 Kandidatin Gemeinderat Stadt Bern

Luisa (Reinigungskraft) Martina (Pflege)
 alleinerziehend keine Kinder

Pensum 60% Pensum 100%

Vor Reform

Bruttogehalt 35 000 85 000

Koordinationsabzug  –25 725  –25 725

Versichertes Gehalt  9275 59 275

PK-Beitrag 7% 650  4150

Sparkapital bei Pension unverzinst* 46 374 296 375

Altersrente (6 ,8%)  3153 20 154

Nach Reform

Bruttogehalt 35 000 85 000

Koordinationsabzug (20%)  – 7000  –17 000

Versichertes Gehalt 28 000 68 000

PK-Beitrag 9%  2520  6120

Sparkapital unverzinst* 128 800 312 800

Altersrente (6%)  7728 18 768

* Sehr vereinfachte Rechnung, Annahmen: 
– Luisa und Martina haben 25-jährig angefangen zu arbeiten
– Allfällige Lohnerhöhungen sind nicht einberechnet
– Beitragssätze vor Reform: 7% bis Alter 35, 10% bis 45, 15% bis 55, 18% bis 65
– Beitragssätze nach Reform: 9% bis Alter 45, 14% bis 65

Abstimmungsempfehlung für Luisa und Martina

Luisa würde durch die Reform eine mehr als dop-
pelt so hohe Rente erhalten und sollte Ja stimmen. 
Allerdings bleibt ein Problem: Wenn Luisa neben-
her für eine Reinigungsfi rma arbeitet und dort we-
niger als die Eintrittsschwelle von  19 845 Franken 
verdient, ist der Nebenerwerb auch nach der Re-
form nicht versichert. Mehrfachbeschäftigte kön-
nen also weiterhin durch die Maschen für das An-
sparen einer vernünftigen Altersvorsorge fallen.

Martina erhält auf den ersten Blick trotz höherer 
Lohnabzüge eine tiefere Rente als vor der Reform. 
Das Sparkapital im obigen Beispiel ist aber unver-
zinst gerechnet: Da Martina und das Inselspital 
früher höhere Sparbeiträge leisten, werden diese 
auch länger verzinst. Damit wird Martina dank der 
Reform also mindestens eine gleich hohe Rente er-
halten  wie heute. Auch Martina kann der Reform 
also zustimmen.

Abstimmungsempfehlung für alle
Eine Studie zeigt, dass rund 80% der Versicherten 
dank der Reform mehr Rente erhalten werden, 20% 
etwas weniger. Vor allem Personen mit tiefen Ein-
kommen profi tieren. Kürzungen bei Personen mit 
hohen Einkommen können durch das Überobliga-
torium abgefedert werden.

Dank der Reform hätten demnach mehr Erwerbs-
tätige, insbesondere Frauen und Geringverdienen-
de, eine berufl iche Vorsorge. Das ist auch volks-
wirtschaftlich sinnvoll, da eine ausreichende Vor-
sorge die Abhängigkeit von staatlichen (über die 
Steuern fi nanzierte!) Ergänzungsleistungen ver-
ringert.

Es ist bezeichnend, dass sich Kreise, die sich an-
geblich sozialer Politik verschrieben haben, gegen 
die Reform stellen. Verantwortungsbewusste er-
kennen die Notwendigkeit der Anpassung unserer 
Vorsorge und stimmen am 22. September 2024 Ja 
zur sinnvollen BVG-Reform.
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Ja zur BVG-Reform am 22. September

Statements von FDP-Persönlichkeiten

Anna Staub, Vorstandsmitglied
Jungfreisinnige Schweiz 

«Momentan sind Personen mit mehre-
ren Teilzeitjobs unzureichend in der 

berufl ichen Vorsorge versichert. Heute 
gelten die Eintrittsschwelle und der 

Koordinationsabzug für jede Anstellung 
separat. Hier ist die BVG-Reform 

entscheidend: Mehrere Löhne werden 
summiert, was zu einer besseren 

berufl ichen Vorsorge führt. Der versi-
cherte Lohn steigt und die Rente wird 

deutlich höher ausfallen.» 

Eva Biland, FDP Basel-Stadt

«Das heutige Berufsversorgungsgesetz 
stammt aus der Zeit der Einverdiener-
haushalte und ist nicht mehr zeitge-
mäss. Es entspricht nicht mehr der 

heutigen Arbeitsrealität, da rund ein 
Drittel der Arbeitnehmenden in Teilzeit-
arbeit beschäftigt  ist. Mit der BVG-Re-

form werden Teilzeitarbeitende und 
Personen mit tiefen Einkommen besser 
versichert und erhalten endlich auch 

eine Rente. Ich sage deshalb JA am 22. 
September zur BVG-Reform.»

Florence Pärli, Stadträtin Bern

«Momentan sind Personen mit geringem 
Einkommen und ältere Arbeitnehmende 
im BVG benachteiligt. Dank der Reform 
werden Personen mit geringem Einkom-

men auch Zugang zur 2. Säule haben 
beziehungsweise besser versichert sein, 
da der Koordinationsabzug fl exibilisiert 
wird und anstatt eines Fixbetrages neu 
20% des Lohns beträgt. Ältere Personen 
haben dank der Reform bessere Chancen 

auf dem Arbeitsmarkt, da ihre BVG-
Beiträge und damit die Kosten für die 

Arbeitgeber gesenkt werden.»

BVG-Revision in Kürze:
In der berufl ichen Vorsorge kann man sich beim 
Bezug entweder für den Kapitalbezug oder für eine 
lebenslängliche Rente entscheiden. Bei der lebens-
länglichen Rente bestimmt der Umwandlungssatz, 
wie viel Rente jährlich ausgezahlt wird. Da die Le-
benserwartung in der letzten Zeit gestiegen ist, 
werden die Renten teilweise querfi nanziert von
den Erwerbstätigen. Deshalb muss der Umwand-

lungssatz gesenkt werden. Von der Senkung sind 
85 Prozent der Angestellten nicht betroffen. Nicht 
betroffen sind Personen, die überobligatorisch ver-
sichert sin d, und Personen, die sich für den Kapi-
talbezug entscheiden.
Für die Übergangsgeneration gibt es zudem gross-
zügige Rentenzuschläge. Die Eintrittsschwelle zur 
berufl ichen Vorsorge wird zudem gesenkt, das 

heiss t, mehr Personen mit tiefen Einkommen wer-
den versichert sein. Auch Personen mit mehreren 
Teilzeitjobs sind nun besser versichert, da ihre Löh-
ne addiert werden. Der Koordinationsabzug wird 
fl exibilisiert, was dazu führt, dass insbesondere 
mehr Personen mit geringem Einkommen einen hö-
heren Anteil ihres Lohnes sparen. Dadurch steigen 
ihre Renten. 
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FDP International

«Mädchen verpassen 
20 Prozent vom 
Schulunterricht,

weil sie keinen Zugang 
zu Binden haben.»

Sibylle Freiermuth im Gespräch mit einer Schülerin.

Gastbeitrag von Sibylle Freiermuth,
Lehrerin im Einsatz für eine NGO in Lusaka/Sambia

Bildung ist der Schlüssel zum Erfolg – auch für die FDP. Sie hat klare 
Forderungen an die Schule in der Schweiz formuliert. Bildung wäre
auch der Schlüssel zum Erfolg in Sambia, doch da kämpfen die Schulen
mit schwierigen Voraussetzungen.

Seit drei Jahren arbeite ich an einer Community 
School in Lusaka mit dem Auftrag, das Lernniveau 
zu verbessern und beim Lehrpersonal effi  ziente 
Lehrmethoden einzuführen. Hier ein paar Einbli-
cke und Erfahrungen aus dem Schulalltag.

Schwierige Ausgangslage – ein paar Fakten:
•  Die Hälfte der 21,3 Millionen Einwohner ist

jünger als 17,7 Jahre.
•  Englisch ist die offi  zielle Sprache, aber es gibt

73 Stammessprachen und Dialekte. Die meisten 
Sambier sind mehrsprachig.

•  Die Klassen 1 bis 4 werden je nach Gegend in
7 unterschiedlichen Sprachen unterrichtet.

•  Das Land ist reich an Rohstoff en, die meist durch 
internationale Firmen abgebaut und gehandelt 
werden, 42 Prozent der Exporte über die 
Schweiz. Die Gewinne bleiben zum grossen Teil 
im Ausland.

•  Der Schulbesuch ist gratis, aber die Regierung 
kann den Bedarf nicht decken. Es gibt daher vie-
le Community Schools aus lokalen und privaten 
Initiativen.

•  Angestrebtes Lehrer-Schüler-Verhältnis ist 1:45 
(Primarstufe) und 1:35 (Sekundarstufe). Obwohl 

2022 über 30 000 neue Lehrer rekrutiert wurden, 
sind wir im Moment bei 1:58, 1:100 ist nicht 
aussergewöhnlich. Schule fi ndet nicht selten im 
Drei-Schicht-Betrieb statt.

•  Es fehlt an Infrastruktur – Gebäude, Unterrichts-
material, Wasser- und Stromversorgung.

•  Die Lehrerausbildung hinkt hinterher – noch 
nicht alle Lehrer haben ein Lehrdiplom, viele 
haben selbst ungenügende Kenntnisse des Unter-
richtsstoff s.

Schulalltag in Lusaka
Der Schule geht es dank der Unterstützung durch 
internationale Spender relativ gut. Trotzdem ver-
dienen die Lehrpersonen nur zwischen CHF 50 
und CHF 130 pro Monat. Viele der Schulbänke 
sind kaputt. Die Lehrpersonen erklären den Schul-
stoff  anhand selbstgezeichneter Plakate. Bis vor 
kurzem hatt e nur die Lehrperson eine Kopie des 
Lehrbuchs. Die Kinder kopierten alles ab der Tafel 
in ihre Hefte. Grundbedürfnisse wie Wasser und 
sanitäre Anlagen sind nicht garantiert. Aufgrund 
einer schlimmen Dürre ist auch der Strom knapp. 
Zurzeit haben wir nur etwa sechs Stunden pro Tag 
Strom. Die Schule hat einen Drucker/Kopierer und 

ein paar Laptops für das Lehrpersonal, aber ohne 
Strom ist es schwierig, Material auszudrucken.
 Die rund 350 Schüler und Schülerinnen kommen 
hauptsächlich aus sehr armen Verhältnissen. Für 
viele ist das gesponserte Schulessen von Maisbrei 
mit einem Ei, etwas Soja oder Bohnen die einzige 
Nahrung, die sie am Tag bekommen. Oft fehlen 
Schüler oder Schülerinnen, weil sie  zu Hause Ge-
schwister hüten, kranke Eltern pfl egen oder zum 
Haushaltseinkommen beitragen müssen. Mädchen 
verpassen 20 Prozent vom Schulunterricht, weil sie 
keinen Zugang zu Binden haben. 

Trotz dieser Schwierigkeiten ist die Motivation 
gross. Die Lehrpersonen arbeiten auch bei gerin-
gem Lohn sehr engagiert. Die Kinder danken es 
ihnen mit schulischem Erfolg und Begeisterung. 

Erste Schritte auf einem langen Weg
Wir haben mit viel Erfolg neue Ansätze eingeführt, 
vor allem im Bereich Lesen/Schreiben. Eine lang-
fristige Begleitung des Lehrpersonals ist nötig, bis 
sie sich das neue Know-how angeeignet haben und 
im Unterricht einsetzen. Nach drei Jahren sehen 
wir, dass die Schüler und Schülerinnen markant 
besser lesen und schreiben können. Zudem sind sie 
motivierter, verantwortungsbewusster und haben 
mehr Selbstvertrauen. Dieser Erfolg wird momen-
tan in 50 weiteren Schulen repliziert.

Andere Länder –
andere Schulen
Herausfordernde Realitäten in Sambia
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Biodiversitätsinitiative

Die Biodiversitätsinitiative zielt darauf ab, die Nutzung der Flächen und
das baukulturelle Erbe einzuschränken, um die Biodiversität zu stärken. 
Obwohl diese Ziele lobenswert sind, ist die Vorlage zu extrem und ihre 
Auswirkungen werden einen negativen Einfl uss auf die Wirtschaft haben. 

Um die Biodiversität in der Schweiz zu schützen, 
müssen gezielte Massnahmen ergriff en werden, 
welche die Qualität anstatt der Quantität der Bio-
diversität stärken. Eine Begrenzung der Flächen-
nutzung, wie von den Initianten gefordert, ist keine 
Garantie dafür, dass der Schutz der Biodiversität 
verstärkt wird. Zudem funktioniert der bisherige 
Schutz der Biodiversität in der Schweiz. Als Bei-
spiel können wir den Luchs nehmen, der dank 
unserer Wiederansiedlungsbemühungen wieder in 
unseren Bergen heimisch geworden ist. 

Dieses Beispiel zeigt, dass der Erhalt der Biodiver-
sität durch gezielte und angepasste Massnahmen 
erreicht werden kann. Der Schutz der Biodiversität 
muss Hand in Hand mit unserer Wirtschaft gehen 
und nicht gegen sie. 

Zusätzlich würde die Biodiversitätsinitiative 
viele Bereiche unserer Wirtschaft gefährden, 
darunter auch den Tourismus. Denn viele Tou-
rismusorte, die sich in den Schutzgebieten be-
fi nden, könnten nicht mehr in die Verbesserung 
ihrer Anlagen investieren – das gilt beispiels-

weise für Skigebiete in den Bergen. Die Schweiz 
darf nicht zu einem Ballenberger Freilichtmu-
seum werden. 

Wir müssen Tiere und Pfl anzen schützen, nicht 
nur Äcker und Brachen – deshalb: Nein zur Bio-
diversitätsinitiative am 22. September! 

Biodiversität ohne Wirtschaftsschäden

Gezielter Schutz statt pauschaler Massnahmen

Maxime Reynaud,
Verantwortlicher für die lateinisch en Kantone

NEIN zur extremen Biodiversit
ätsinitiative

Schützen wir Tiere und P
flanzen,

nicht Äcker und Brachen
!

Di
es
es
Bi
ld
w
ur
de
m
it
Hi
lfe
vo
n
KI
ge
ne
rie
rt.

www.fdp.ch/biodiversitaetsinitiative

20240922_Freisinn_BIO.indd 1 16.08.2024 09:14:34
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JUSO-Initiative

KOLUMNE

Angriff auf den Schweizer Wohlstand
Die  Enteignungsinitiative der Juso ist brandgefähr-
lich! Der wirtschaftliche Erfolg unserer Schweiz 
baut auf kleineren wie auch grösseren, mittelständi-
schen Familienunternehmen. Von mehreren Gene-
rationen aufgebaute Unternehmen halten die 
Schweizer Wirtschaft am Laufen, tragen massgeb-
lich zur international tiefen Arbeitslosenquote bei 
und verhelfen dem Mittelstand dank guten Einkom-
men zu individuellem Wohlstand. Entscheidend für 
den Erfolg dieser Unternehmen ist, Gewinne in die 
Weiterentwicklung reinvestieren zu können; sei dies 
in Betriebsliegenschaften, Maschinen, Technolo-
gien, Innovationen oder Menschen. Geht es nach der 
Juso, soll dieser Grundpfeiler unseres wirtschaftli-
chen Erfolgs schonungslos zerschlagen werden. 

Mit der Einreichung ihrer Initiative «Für eine soziale 
Klimapolitik – steuerlich gerecht fi nanziert (Initiative 
für eine Zukunft)» fordert die Juso eine Erbschafts-
steuer von 50 Prozent ab 50 Mio. Franken. Dieser 
Schwellenwert ist nicht nur bei grossen Unternehmen 
schnell erreicht; auch im mittelständischen Umfeld 
sind Bewertungen von Unternehmen und deren Ak-

tien über diesem Betrag keine Seltenheit. Ausnahme-
bestimmungen oder Erleichterungen sehen die Jung-
sozialisten keine vor. Im Gegenteil: Der Initiativtext 
sieht sogar eine Rückwirkungsklausel vor.

Bei einer Annahme der Initiative hätte der Bundesrat 
rückwirkend auf den Abstimmungstag Massnahmen 
zur «Verhinderung von Steuervermeidung» in Kraft 
zu setzen. Deshalb hat die  Enteignungsinitiative 
schon heute und unabhängig des Ausgangs der Ab-
stimmung eine gefährliche Vorwirkung. Potenziell 
Betroff ene planen bereits jetzt ihren Wegzug und Zu-
zugswillige werden von der Wohnsitznahme in der 
Schweiz abgeschreckt. Selbstredend ist dies schäd-
lich für unsere Volkswirtschaft, unsere Arbeitsplätze 
und letztlich für unseren individuellen Wohlstand. 
Gegen diesen Angriff  müssen wir uns wehren!

Bumerang für den Mittelstand
Wenn man bedenkt, dass ein Prozent (!) der steuer-
pfl ichtigen Personen gut einen Viertel der Einkom-
menssteuern bezahlen, wird die Juso-Enteignungs-
initiative zum Bumerang für Pers onen aus dem 

Mittelstand. Sie werden die Schweiz nicht einfach 
verlassen können und müssen deshalb unter einer 
immer weiter steigenden Steuerlast leiden. Zudem 
verkennt die Juso, dass langfristig wiederkehrende 
Gewinn- und Vermögenssteuern ertragsreicher sind 
als eine einmalige Erbschaftssteuer.

Damit die Juso mit ihrem erneuten Angriff  auf 
unseren Wohlstand wie bereits 2015 mit der Erb-
schaftssteue rinitiative (71 Prozent Nein) und 2021 
mit der 99%-Initiative (65 Prozent Nein) hochkant 
scheitert, müssen wir jetzt aktiv werden. 

Tragen Sie sich jetzt ins Komitee ein und engagie-
ren Sie sich mit uns gegen die Enteignungs-
 initiative. Vielen Dank für  Ihre Unterstützung!
www.fdp.ch/abstimmungen/juso-initiative

Andri Silberschmidt, National-
rat ZH und Vizepräsident FDP.
Die Liberalen Schweiz

juso-nein.ch

D
ie

se
s 

Bi
ld

 w
ur

de
 d

ur
ch

 K
ün

st
lic

he
 In

te
lli

ge
nz

 g
es

ch
aff

en
.

Mit ihrer «Initiative für eine Zukunft» 
fordern die Jungsozialisten eine 
nationale Erbschaftssteuer von 50 
Prozent auf Nachlässe über einem 
Freibetrag von 50 Millionen Franken.

Leidtragende wären traditionelle 
Schweizer Familienunternehmen. Um die 
hohen Steuerbeiträge zu begleichen, 
müssten Firmen verkauft oder liquidiert
werden.

Die Juso zerstört mit ihrer Initiative 
einen Grundpfeiler der Schweizer 
Wirtschaft und überlässt den Schaden 
dem Mittelstand. Deshalb sagen wir: 
NEIN zur zerstörerischen Juso-Initiative!

Radikale Juso-Initiative zerstört 
Schweizer Familienunternehmen!
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The Power of Energy

Eine Investition
in die Zukunft

Bei Axpo sind wir stolz darauf, jeden Tag einen wichtigen Beitrag zur
Versorgungssicherheit unseres Landes zu leisten. In den letzten 10 Jahren
haben wir zwei Drittel der Investitionen in der Schweiz getätigt, damit
wir auch in Zukunft jederzeit klimafreundlichen Strom für Wirtschaft und
Gesellschaft bereitstellen können.
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